
 
 
Berlin, 28. Dezember 2021 
 

 
Impfprävention im Bereich einrichtungsbezogener  
Tätigkeiten 

Fragen und Antworten zur Impfprävention in Bezug auf einrich-
tungsbezogene Tätigkeiten 
 
Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehört zu den anste-
ckendsten Infektionskrankheiten des Menschen, von der alle Bevölke-
rungsteile betroffen sind. Um das Infektionsgeschehen weiter wirksam 
zu bekämpfen, hat die Bundesregierung beschlossen, besonders gefähr-
dete vulnerable Menschen vor einer Infektion zu schützen und dadurch 
zu einer Entlastung des Gesundheitssystems beizutragen und die Ge-
sundheitsversorgung zu gewährleisten 
Insbesondere hochbetagte Menschen, pflegebedürftige Menschen und 
Personen mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein 
deutlich erhöhtes Risiko für schwere, ggf. auch tödliche COVID-19 
Krankheitsverläufe (vulnerable Personengruppen).  
Ein verlässlicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine 
sehr hohe Impfquote bei dem Personal in den Gesundheitsberufen und 
Berufen, die Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderungen be-
treuen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich 
die besonders gefährdeten Personengruppen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 infizieren. 
 

Nr. Fragen und Antworten 

 

1.  Ab wann gibt es eine COVID-19-Immunitätsnachweispflicht in bestimmten Einrichtun-

gen? 

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehört zu den ansteckendsten Infektions-

krankheiten des Menschen, von der alle Bevölkerungsteile betroffen sind. Um das Infek-

tionsgeschehen weiter wirksam zu bekämpfen, besonders gefährdete vulnerable Men-

schen vor einer Infektion zu schützen und um die durch die Pandemie stark belasteten 
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Krankenhäuser zu entlasten und die Gesundheitsversorgung zu gewährleisten, müssen 

weitere Maßnahmen ergriffen werden.  

Insbesondere hochbetagte Menschen, pflegebedürftige Menschen und Personen mit 

akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhöhtes Risiko für 

schwere, ggf. auch tödliche COVID-19 Krankheitsverläufe (vulnerable Personengrup-

pen).  

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebedürftige und Men-

schen mit Behinderungen betreuen, kommt eine besondere Verantwortung zu, da es in-

tensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit einem hohen Risiko für einen 

schweren, schwersten oder gar tödlichen COVID-19 Krankheitsverlauf hat. Ein verlässli-

cher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine sehr hohe Impfquote bei dem 

Personal in diesen Berufen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass 

sich die besonders gefährdeten Personengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in-

fizieren. 

Seit Beginn der Pandemie kommt es wiederholt in Krankenhäusern und insbesondere 

auch Altenpflegeheimen nach Eintragung des Virus zu Ausbrüchen, die teilweise mit ho-

hen Todesfallzahlen einhergehen. Daneben kam es bundesweit auch in Einrichtungen 

für Menschen mit Behinderungen zu Ausbrüchen, die teilweise auch Todesfälle zu Folge 

hatten. Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Settings zu ver-

meiden, ist es unerlässlich, dass das dort tätige Personal vollständig geimpft ist. Obwohl 

medizinischem Personal und Pflegepersonal bereits zu Beginn der Impfkampagne ein 

Impfangebot unterbreitet wurde, bestehen erhebliche Impflücken bei dieser Personen-

gruppe.  

2.  Warum gilt die einrichtungsbezogene Impfpflicht erst ab dem 16. März 2022? 

Die Frist des 16. März 2022 wurde gewählt, um allen betroffenen Personen, die noch 
keine Impfung gegen COVID-19 wahrgenommen haben, ausreichend Zeit zu geben, eine 
vollständige Impfserie durchzuführen 
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3.  Sind die vorgesehenen Regelungen mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar?  

Der Schutz der Gesundheit anderer Personen beziehungsweise der Allgemeinheit zur 
Abwehr von Seuchengefahren kann dann den gesetzlichen Eingriff in die körperliche 
Unversehrtheit rechtfertigen, wenn ein solcher Eingriff verhältnismäßig ist. Bei COVID-
19 handelt es sich um eine besonders gefährliche Infektionskrankheit. Die Personen in 
den von der Vorschrift des § 20a IfSG erfassten Einrichtungen und Unternehmen können 
sich teilweise nicht selbst vor einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 und da-
mit einer COVID-19-Erkrankung schützen und sind darauf angewiesen, dass Menschen 
in ihrem engen Umfeld geimpft sind. Bei gegen COVID-19-geimpftem Personal ist eine 
Übertragung des Virus (auch gegenüber Geimpften) erheblich weniger wahrscheinlich 
als durch ungeimpftes Personal. Daher ist aus Sicht der Bundesregierung eine einrich-
tungsbezogene Impfpflicht gerechtfertigt. 

4.  Ab wann gibt es eine COVID-19-Immunitätsnachweis-pflicht in bestimmten Einrichtun-
gen? 

Das Gesetz zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weite-
rer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie vom 10. Dezember 
2021 (BGBl. I S. 5162) ist am 12. Dezember 2021 in Kraft getreten.  

Alle Personen, die in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen tätig sind, müs-
sen den erforderlichen Nachweis vorlegen, wenn sie dazu von der zuständigen Behörde 
aufgefordert werden (nach Ablauf des 15. März 2022). Die behördlichen Kontrollen kön-
nen auch ohne eine Meldung der Leitung von Einrichtungen und Unternehmen über 
fehlende Nachweise erfolgen. 

Zu den betroffenen Unternehmen zählen auch Leistungsberechtigte, die im Rahmen ei-
nes Persönlichen Budgets nach § 29 SGB IX im sog. Arbeitgebermodell Personen für die 
Erbringung entsprechender Dienstleistungen beschäftigen. Im Arbeitgebermodell be-
schaffen sich die Leistungsberechtigten die durch die Leistungsträger bewilligten Leis-
tungen selber und beschäftigen hierfür das erforderliche Personal.  
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5.  Bis wann gelten die neuen Regelungen? 

Die Regelung des § 20a IfSG tritt am 1. Januar 2023 außer Kraft. 

6.  Welche medizinischen Rehabilitationseinrichtungen, Einrichtungen nach § 51 SGB IX 
und Dienste der beruflichen Rehabilitation sind umfasst? 

Bei den Rehabilitationseinrichtungen ist es unerheblich, in welchem Umfang die Leistun-
gen erbracht werden (stationär, ambulant). Die dort tätigen Personen fallen unter die 
Nachweispflicht. Zu den medizinischen Rehabilitationseinrichtungen zählen auch Ein-
richtungen der beruflich-medizinischen Rehabilitation (Phase I und II) sowie Rehabilita-
tionseinrichtungen für psychisch kranke bzw. behinderte Menschen (RPK). Bei den RPK 
kann die Nachweispflicht der dort Tätigen nur auf die gesamte Einrichtung bezogen be-
trachtet werden, das heißt unabhängig davon, dass neben den Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation auch Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht werden.  

Personen, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 SGB IX tätig 
sind, fallen unter die Nachweispflicht. Die freien Bildungsträger zählen nicht zu den Ein-
richtungen bzw. zu den vergleichbaren Einrichtungen im Sinne von § 51 SGB IX, weil sie 
sich regelmäßig in ihrer Struktur davon unterscheiden. Sie halten häufig keine umfassen-
den rehabilitativen Fachdienste bereit und richten ihre Angebote nicht ausschließlich an 
Rehabilitanden bzw. Menschen mit Behinderungen. Bei den freien Bildungsträgern han-
delt es sich insbesondere um Akademien, Bildungszentren, Fachhochschulen, Fach- und 
Technikerschulen. 

Dienste der beruflichen Rehabilitation sind insbesondere die Integrationsfachdienste, 
Dienstleister im Rahmen der Unterstützten Beschäftigung, des Budgets für Arbeit und 
des Budgets für Ausbildung sowie Unternehmen, die Arbeitsassistenzleistungen erbrin-
gen. 
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7.  Welche voll- und teilstationären Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älte-
rer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder vergleichbare Einrichtungen sind 
erfasst? 

Hierzu zählen insbesondere die voll- und teilstationären Pflegeeinrichtungen gemäß § 72 
SGB XI. 

Aus dem Bereich der Eingliederungshilfe zählen dazu besondere Wohnformen für Men-
schen mit Behinderungen und Werkstätten für behinderte Menschen im Sinn des § 219 
SGB IX, andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX sowie andere vergleichbare tages-
strukturierende Angebote (z. B. Tagesförderstätten).  

Bei den Werkstätten für behinderte Menschen wird auf die Einrichtung insgesamt abge-
stellt, somit nicht zwischen Eingangsverfahren bzw. Berufsbildungsbereich einerseits, 
und dem Arbeitsbereich andererseits unterschieden.  

Auch vollstationäre Einrichtungen (z. B. betreute Wohngruppen für Kinder und Jugend-
liche mit Behinderungen) und teilstationäre Einrichtungen (z. B. Heilpädagogische Ta-
gesstätten, heilpädagogische Kindertagesstätten) für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen zählen hierzu. Dies gilt auch für voll- und teilstationäre Einrichtungen für Kin-
der und Jugendliche mit seelischen Behinderungen. 

Nicht erfasst werden hingegen integrative Kindertagesstätten, da dort von einem ande-
ren Sachverhalt auszugehen ist. 

Nicht dazu zählen Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe.  

8.  Welche ambulanten Pflegedienste und Einrichtungen, die den voll- und teilstationären 
Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürfti-
ger Menschen vergleichbare Dienstleistungen anbieten, sind erfasst? 

Zu den ambulanten Pflegediensten und Einrichtungen, welche den voll- und teilstationä-
ren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebe-
dürftiger Menschen vergleichbare Dienstleistungen anbieten, zählen insbesondere fol-
gende Einrichtungen (§ 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchst. a bis f IfSG): 

• ambulante Pflegeeinrichtungen gemäß § 72 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch sowie Einzelpersonen gemäß § 77 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 
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• ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen, 
Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen, 

• Unternehmen, die Assistenzleistungen nach § 78 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch erbringen, 

• Unternehmen, die Leistungen der interdisziplinären Früherkennung und 
Frühförderung nach § 42 Absatz 2 Nummer 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch und § 46 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
der Frühförderungsverordnung oder heilpädagogische Leistungen nach § 79 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erbringen,  

• Beförderungsdienste, die für Einrichtungen nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 IfSG dort behandelte, betreute, gepflegte oder untergebrachte Personen 
befördern oder die Leistungen nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch erbringen, und 

• Leistungsberechtigte (Budgetnehmer), die im Rahmen eines Persönlichen 
Budgets nach § 29 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch Personen für die Er-
bringung entsprechender Dienstleistungen beschäftigen. 

Die im Gesetz vorgenommene Aufzählung ist nicht abschließend. So gilt etwa im Bereich 
der Pflegeversicherung dass auch die ambulanten Betreuungsdienste gemäß § 71 Abs. 1a 
SGB XI wie auch die ambulanten Pflegedienste (§ 71 Abs. 1 SGB XI) zu den zugelassenen 
Leistungserbringern zählen und insoweit erfasst sind. 

Familienentlastenden Dienste in der Behindertenhilfe (FED), die etwa auch als Familien-
unterstützende Dienste (FUD) bekannt sind, sind dann erfasst, wenn sie, ggf. neben wei-
teren Leistungen, auch Leistungen zur Betreuung der Menschen mit Behinderungen an-
bieten, die u. a. mit Assistenzleistungen nach § 78 SGB IX vergleichbar sind.  

Ebenso erfasst sind Personen, die in ambulant betreuten Wohngruppen zur Behandlung, 
Betreuung oder Pflege älterer oder pflegebedürftiger Menschen tätig sind. 

9.  Sind von § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 IfSG auch Schulbegleiterinnen und Schulbe-
gleiter erfasst? 

 Zu den Unternehmen, die im Sinn des § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 IfSG vergleich-
bare Dienstleistungen anbieten, zählen auch Unternehmen, die Leistungen zur Teilhabe 
an Bildung nach § 112 SGB IX erbringen. Demnach unterliegen auch Schulbegleiterinnen 
und Schulbegleiter der Nachweispflicht. 
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10.  Müssen Personen, die in Inklusionsbetrieben tätig sind, den Impfschutz nachweisen? 

Inklusionsbetriebe sind Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes, die Arbeitsplätze 
in unterschiedlichsten Branchen anbieten. Für sie gelten die gleichen Regelungen wie für 
andere Unternehmen, die schwerbehinderte Menschen beschäftigen. Personen, die in In-
klusionsbetrieben tätig sind, müssen den Impfschutz daher grundsätzlich nicht nachwei-
sen. 

11.  Was gilt, wenn bestimmte Angebote neben Leistungen, die der Nachweispflicht unterlie-
gen, auch Leistungen erbringen, die nicht von der Nachweispflicht erfasst sind, bzw. 
wenn eine Einrichtungen oder ein Unternehmen mehrere Angebote oder Arbeitsplätze 
vorhält, von denen ein Teil der Impfpflicht unterliegt und ein Teil nicht? 

Gem. § 2 Nummer 15 IfSG wird „Einrichtung oder Unternehmen“ als eine juristische 
Person, eine Personengesellschaft oder eine natürliche Person, in deren unmittelbarem 
Verantwortungsbereich natürliche Personen behandelt, betreut, gepflegt oder unterge-
bracht werden, definiert.  

Wenn eine Einrichtung oder ein Unternehmen mehrere Angebote oder Arbeitsplätze 
versammelt, von denen manche ihrem Charakter nach unter die Vorschrift des § 20a 
IfSG fallen und manche nicht, ist darauf abzustellen, inwiefern diese verschiedenen An-
gebote so räumlich abgegrenzt sind, dass jeglicher für eine Übertragung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 relevante Kontakt zwischen den dort jeweils tätigen Personen und den in 
der Einrichtung behandelten, betreuten, gepflegten, untergebrachten Personen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Nur wenn das sicher der Fall ist, kann in Abstimmung mit 
dem zuständigen Gesundheitsamt von einer Nachweiserbringung in Bezug auf die so 
betroffenen Angebote oder Arbeitsplätze abgesehen werden. 

12.  Gibt es auch Ausnahmen aus religiösen Gründen? 

Nein, eine Ausnahme oder Befreiungsmöglichkeit aus religiösen Gründen sieht das Ge-
setz nicht vor. Der Gesetzgeber hat nach den Erfahrungen aus anderen Staaten mit einem 
Impfnachweis bzw. einer Impfpflicht bewusst nur eine Ausnahme für Personen vorgese-
hen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können. 
Eine Ausnahme aus religiösen Gründen ist auch nicht verfassungsrechtlich zwingend 
geboten. 
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13.  Was genau müssen die betroffenen Personen nachweisen? 

Die betroffenen Personen müssen einen der folgenden Nachweise vorlegen:  

• Einen Impfnachweis im Sinne des § 2 Nummer 3 der COVID-19 Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung 

Demnach ist ein Impfnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstän-
digen Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, fran-
zösischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter (Papierdokument, z. B. 
Impfpass) oder digitaler Form (z. B. Impfzertifikat im CovPass), wenn die zugrundelie-
gende Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet 
unter der Adresse www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt ist, 
und 

- entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse 
www.pei.de/impfstoffe/covid-19 veröffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die für 
eine vollständige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderli-
chen Einzelimpfung mindestens 14 Tage vergangen sind oder 

- bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht. 

Eine einzelne Impfstoffdosis mit einem der unter der Adresse www.pei.de/impf-
stoffe/covid-19 aufgeführten Impfstoffe ist auch ausreichend, wenn die betroffene Per-
son einen bei ihr durchgeführten spezifischen positiven Antikörpertest in deutscher, eng-
lischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter oder digitaler 
Form nachweisen kann und dieser Test zu einer Zeit erfolgt ist, zu der die betroffene Per-
son noch keine Impfung gegen COVID-19 erhalten hatte. 

Die labordiagnostischen Befunde müssen in einem nach der Richtlinie der Bundesärzte-
kammer zur Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen (RiLiBÄK) 
arbeitenden oder nach DIN EN ISO 15189 akkreditierten Labor erhoben worden sein. 

• Einen Genesenennachweis im Sinne des § 2 Nummer 5 der COVID-19 Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung 

Demnach ist ein Genesenennachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vor-
herigen Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französi-
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scher, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter (Papierdokument, z. B. Be-
scheinigung des (Gesundheitsamtes) oder digitaler Form (z. B. Genesenenzertifikat im 
CovPass), wenn die zugrundeliegende Testung durch eine Labordiagnostik mittels Nuk-
leinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikati-
onstechnik) erfolgt ist und mindestens 28 Tage sowie maximal sechs Monate zurückliegt. 

• Ein ärztliches Zeugnis darüber, dass sie aufgrund einer medizinischen Kontrain-
dikation nicht gegen COVID-19 geimpft werden können. 

14.  Welche Praxen sonstiger humanmedizinscher Heilberufe sind betroffen? 

Unter einer Praxis sind die verschiedenen Räumlichkeiten einer einen Heilberuf aus-
übenden Person erfasst, in denen sie Patienten empfängt, berät, untersucht und thera-
piert.  

Bundesrechtlich geregelte humanmedizinische Heilberufe sind u. a: 

• Diätassistentin und Diätassistent, 

• Ergotherapeutin und Ergotherapeut, 

• Hebamme und Entbindungspfleger, 

• Logopädin und Logopäde, 

• Masseurin und medizinische Bademeisterin und Masseur und medizini-
scher Bademeister, 

• Orthoptistin und Orthoptist, 

• Physiotherapeutin und Physiotherapeut und 

• Podologin und Podologe. 

Unter § 23 Absatz 3 Satz 1 Nr. 9 IfSG (Infektionsschutzgesetz) fallen alle Praxen sowohl 
von Angehörigen der genannten Berufe sowie – obwohl sie nicht zu den o. g. reglemen-
tierten Berufen gehören – von Angehörigen von sonstigen Heilberufen, deren Tätigkeit 
die Heilung von Krankheiten und die medizinisch-helfende Behandlung und Betreuung 
von Patienten mit sich bringt. Dazu gehören zum Beispiel Heilpraktiker, Osteopathen 
und Sprachtherapeuten. 
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Erfasst sind die Angehörigen dieser Berufe auch dann, wenn sie ihre Leistungen ambu-
lant (z. B. in der räumlichen Umgebung bei Patientinnen und Patienten erbringen). Nach 
dem Sinn und Zweck des Gesetzes ist eine weite Auslegung angezeigt, weil hier ein ver-
gleichbares Ansteckungsrisiko besteht. 

15.  Kommt es auf die Art der Beschäftigung an? Sind auch ehrenamtlich Tätige und Personen 
während eines Praktikums betroffen? 

Weil das Gesetz lediglich darauf abstellt, ob in der betroffenen Einrichtung und Unter-

nehmen Tätigkeiten ausgeübt werden, werden auch ehrenamtlich Tätige und Personen 

während eines Praktikums erfasst. Die Art der Beschäftigung (Arbeitsvertrag, Leihar-

beitsverhältnis, Praktikum, Beamtenverhältnis) ist hier ohne Bedeutung. Bei den von der 

einrichtungsbezogenen Impfpflicht erfassten Personen handelt es sich beispielsweise um 

medizinisches bzw. Pflege- und Betreuungspersonal, einschließlich zusätzlicher Betreu-

ungskräfte nach § 53b SGB IX, aber auch andere dort tätige Personen wie z.B. Hausmeis-

ter und Transport-, Küchen-, oder Reinigungspersonal. Erfasst sind daher auch Auszu-

bildende, Personen, die ihren Freiwilligendienst (nach dem BFDG oder JFDG) ableisten, 

sowie Zeitarbeitskräfte. 

16.  Wann ist eine Person in einer Einrichtung oder in einem Unternehmen„tätig“? 

 Ob in einer Einrichtung oder in einem Unternehmen anwesende Personen unter die ein-
richtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 fallen, hängt davon ab, ob diese Perso-
nen in den betroffenen Einrichtungen oder Unternehmen tätig werden. Dabei dürfte es 
erforderlich sein, dass die Personen nicht nur zeitlich ganz vorübergehend (nicht nur je-
weils wenige Minuten, sondern über einen längeren Zeitraum) in der Einrichtung oder 
Unternehmen tätig sind. 

Dies bedeutet, dass insbesondere folgende Personen der Nachweispflicht unterfallen: 

- Rechtliche Betreuer und Betreuerinnen, 

- Personen der Heimaufsicht, 

- (externe) Handwerker, insbesondere Gesundheitshandwerker wie Orthopädietechnik 
und medizinische Fußpflege, aber auch Personen, die Reparaturen im Gebäude durch-
führen. 
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- Mitarbeitende in der Verwaltung oder in technischen oder IT-Diensten, in der Lei-
tung/Geschäftsführung, sofern keine klare räumliche Abgrenzung zu den in der Einrich-
tung bzw. dem Unternehmen behandelten, untergebrachten oder gepflegten Personen 
vorhanden ist, 

- Friseur, der in die betroffenen Einrichtungen zum Haare schneiden kommt, 

- Freie Mitarbeiter (z. B. Honorarkräfte, Berater o.ä.) 

Nicht unter die Nachweispflicht fallen z.B. Postboten oder Paketzusteller und andere 
Personen, die sich lediglich über einen ganz unerheblichen Zeitraum in der Einrichtung 
aufhalten. Von der Nachweispflicht ausgenommen sind auch Personen, die ausschließ-
lich außerhalb der Einrichtung oder des Unternehmens am Gebäude Arbeiten durchfüh-
ren (z.B. Bauarbeiter, Industriekletterer u.ä.). 

Die in den Einrichtungen oder Unternehmen behandelten, betreuten (auch medizinisch 
oder pflegerisch untersuchten), gepflegten oder untergebrachten Personen müssen kei-
nen Nachweis vorlegen. Menschen mit Behinderungen, die Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leis-
tungsanbieter erhalten, unterfallen damit ebenso wie andere Betreute nicht der Nach-
weispflicht. Ebenso wenig unterfallen Besucher der behandelten, betreuten, gepflegten 
oder untergebrachten Personen (z. B. Angehörige) der Nachweispflicht, sofern sie in den 
Einrichtungen nicht, beispielsweise als rechtliche Betreuer, tätig werden. 

Der Gesetzeswortlaut ist weit gefasst, sodass es grundsätzlich nicht darauf ankommt, ob 
die in einer Einrichtung oder Unternehmen tätige Person einen direkten Kontakt zu den 
vulnerablen Personengruppen hat. Einzig in den Fällen, in denen jeglicher Kontakt zu 
den gefährdeten Personengruppen und zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
einen direkten Kontakt zu diesen Personengruppen haben, wegen des Charakters der 
ausgeübten Tätigkeit sicher ausgeschlossen werden kann (beispielsweise räumlich abge-
trennt tätigen Verwaltungsmitarbeiterinnen und –mitarbeiter der ambulanten Pflege-
dienste oder in getrennten Verwaltungsgebäuden arbeitende Mitarbeiter), kann eine Tä-
tigkeit in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des § 20a Absatz 1 
Satz 1 IfSG verneint werden.  
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17.  Was passiert, wenn ein Nachweis nicht vorgelegt wird? 

Im Hinblick auf Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen und Unterneh-
men tätig sind:  

Wenn der Nachweis nicht innerhalb der Frist bis zum Ablauf des 15. März 2022 vorge-
legt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgeleg-
ten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen 
Unternehmens unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt darüber zu benachrichti-
gen und dem Gesundheitsamt die erforderlichen personenbezogenen Daten (Umfang 
ergibt sich aus § 2 Nummer 16 IfSG) weiterzuleiten. Das Gesundheitsamt wird den Fall 
untersuchen und die Person zur Vorlage des entsprechenden Nachweises auffordern. 
Wenn kein entsprechender Nachweis vorgelegt wird, kann das Gesundheitsamt der be-
troffenen Person gegenüber ein Betretungs- bzw. Tätigkeitsverbot im Hinblick auf die im 
§ 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten Einrichtungen und Unternehmen aussprechen.  

Zuständig ist das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder 
das jeweilige Unternehmen befindet. 

Für Leistungsberechtigte (Budgetnehmer), die im Rahmen eines Persönlichen Budgets 
nach § 29 SGB IX Personen beschäftigen, ist das Gesundheitsamt des Wohnsitzes des 
Budgetnehmers zuständig. 

Die oberste Landesgesundheitsbehörde kann abweichende Bestimmungen hinsichtlich 
der Behörde, an die eine Meldung im Falle der Nichtvorlage eines Nachweises oder der 
Zweifel an seiner Richtigkeit zu richten ist, treffen. 

Im Hinblick auf Personen, die nach dem 15. März 2022 eine Tätigkeit in einer betroffenen 
Einrichtung oder einem betroffenen Unternehmen aufnehmen wollen:  

Eine Person, die keinen Nachweis vorgelegt hat, darf nicht in den betroffenen Einrich-
tungen und Unternehmen beschäftigt oder tätig werden. 
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18.  Wie ist zu verfahren, wenn der erbrachte Nachweis durch Zeitablauf seine Gültigkeit 
verliert? 

Soweit ein nach den gesetzlichen Bestimmungen erbrachter Nachweis ab dem 16. März 
2022 seine Gültigkeit aufgrund Zeitablaufs verliert (z. B. bei zeitlich befristetem Genese-
nennachweis), haben Personen, die in den betroffenen Einrichtungen oder Unternehmen 
tätig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens ei-
nen neuen Nachweis innerhalb eines Monats nach Ablauf der Gültigkeit des bisherigen 
Nachweises vorzulegen. Wenn der neue Nachweis nicht innerhalb eines Monats vorge-
legt wird, oder wenn Zweifel an seiner Echtheit oder inhaltlicher Richtigkeit bestehen, 
hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzüg-
lich das zuständige Gesundheitsamt darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheits-
amt die erforderlichen personenbezogenen Daten zu übermitteln. 

Die oberste Landesgesundheitsbehörde kann abweichende Bestimmungen hinsichtlich 
der Behörde, an die eine Meldung im Falle der Nichtvorlage eines Nachweises oder der 
Zweifel an seiner Richtigkeit zu richten ist, treffen. 

19.  Wie wird die Einhaltung der COVID-19 Impfpflicht kontrolliert? 

Im Hinblick auf Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen und Unterneh-
men tätig sind:  

Alle Personen, die in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen tätig sind, müs-
sen bis zum Ablauf des 15. März 2022 der Leitung der Einrichtung oder des Unterneh-
mens einen Impf- oder Genesenennachweis vorlegen.  

Wenn der Nachweis nicht innerhalb der o.g. Frist vorgelegt wird, oder wenn Zweifel an 
der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die 
Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzüglich das 
zuständige Gesundheitsamt darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die 
erforderlichen personenbezogenen Daten weiterzuleiten. 

Im Hinblick auf Personen, die nach dem 15. März 2022 eine Tätigkeit in einer betroffenen 
Einrichtung oder einem betroffenen Unternehmen aufnehmen wollen:  

Ab dem 16. März 2022 sind Personen, die in den betroffenen Einrichtungen oder Unter-
nehmen tätig werden sollen, verpflichtet, vor n Aufnahme der Tätigkeit der Leitung der 
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jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen solchen Nachweis vor-
zulegen. Eine Person, die keinen Nachweis vorlegt, darf nicht beschäftigt werden.  

Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen COVID-19 ge-
impft werden können, müssen statt eines Impf- oder Genesenennachweises ein entspre-
chendes ärztliches Zeugnis bis zum 15. März 2022 vorlegen. 

Die zuständige Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann be-
stimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des je-
weiligen Unternehmens, sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen 
Stelle vorgelegt werden muss.  

20.  Kann die Kontrolle der Nachweise durch den Arbeitgeber der betroffenen Person durchge-
führt werden, wenn dieser selbst nicht zu den in der Vorschrift des § 20a IfSG genannten 
Einrichtungen und Unternehmen gehört, sein Personal aber in solchen Einrichtungen ein-
setzt? 

In dieser Konstellation ist es möglich, dass die Kontrolle der Nachweise durch den Ar-
beitgeber der betroffenen Person durchgeführt wird (eine Verarbeitungsbefugnis besteht 
bereits nach § 28b Absatz 3 IfSG) . Voraussetzung ist, dass eine entsprechende Absprache 
zwischen der Einrichtung oder dem Unternehmen besteht, in der oder dem die Person 
eingesetzt wird, und dem Arbeitgeber der Person besteht. Die Daten können entspre-
chend ausgetauscht werden. 

21.  Wie geht es weiter, wenn die Gesundheits-ämter benachrichtigt wurden? 

Die betroffene Person ist verpflichtet, dem zuständigen Gesundheitsamt auf Anforde-
rung einen entsprechenden Nachweis vorzulegen. Bestehen Zweifel an der Echtheit oder 
inhaltlichen Richtigkeit des ärztlichen Attestes über eine Kontraindikation, so kann das 
Gesundheitsamt eine ärztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person 
aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 geimpft werden kann.  

Wenn der Aufforderung zur Vorlage eines Nachweises innerhalb einer angemessenen 
Frist nicht Folge geleistet wird oder wenn die betroffene Person die durch das Gesund-
heitsamt angeordnete ärztliche Untersuchung nicht durchführen lässt, kann das Gesund-
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heitsamt gegenüber der betroffenen Person ein Betretungsverbot hinsichtlich der be-
troffenen Einrichtungen und Unternehmen aussprechen, bzw. der Person untersagen, in 
solchen Einrichtungen und Unternehmen tätig zu werden.  

Wer auf Anforderung des Gesundheitsamtes einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt, bzw. einer vollziehbaren Anordnung des Ge-
sundheitsamtes nicht Folge leistet, begeht eine Ordnungswidrigkeit gem. § 73 Absatz 1a 
Nummer 7f bzw. 7h IfSG. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Anordnung der ärztlichen Untersu-
chung bzw. gegen ein Betretungs- oder Tätigkeitsverbot haben in diesem Fall keine auf-
schiebende Wirkung. 

22.  Können die Gesundheitsämter auch ohne Benachrichtigung kontrollieren? 

Ja. Auch wenn die Gesundheitsämter keine Benachrichtigung durch Leitungen von Ein-

richtungen oder Unternehmen erhalten haben, sind alle nachweisverpflichteten Personen 

verpflichtet, den erforderlichen Nachweis vorzulegen, wenn sie dazu aufgefordert wer-

den (nach Ablauf des 15. März 2022).  

Diejenigen Personen, die aufgrund des fehlenden Nachweises nicht in einer betroffenen 

Einrichtung oder einem betroffenen Unternehmen beschäftigt bzw. tätig geworden sind, 

sind nicht mehr nachweisverpflichtet. 

23.  Wie kann verhindert werden, dass unrichtige Impfdokumente/Nachweise verwendet wer-
den? 

Das Gesetz regelt explizit im § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG, dass die Leitungen der betroffe-
nen Einrichtungen und Unternehmen verpflichtet sind, unverzüglich das Gesundheits-
amt zu benachrichtigen, wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlicher Richtigkeit des 
übermittelten Nachweises bestehen.  

Das Ausstellen und der Gebrauch unechter und unrichtiger Gesundheitszeugnisse ist 
nach §§ 277 bis 279 des Strafgesetzbuches strafbar. Darunter fallen auch Impfdokumenta-
tionen. Ausstellenden Ärzten drohen auch berufsrechtliche Konsequenzen. 
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24.  Welche arbeitsrechtlichen Folgen können sich für die betroffenen Personen ergeben, wenn 
keine Nachweise vorgelegt werden? 

Das Gesundheitsamt kann gegenüber den betroffenen Personen ein Verbot aussprechen, 
das Unternehmen bzw. die Einrichtung zu betreten, oder in einer betroffenen Einrich-
tung bzw. in einem betroffenen Unternehmen tätig zu sein.  

In diesen Fällen dürfte im Ergebnis für betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
der Vergütungsanspruch in der Regel entfallen. Weigert sich der Arbeitnehmer bzw. die 
Arbeitnehmerin dauerhaft, einen 2G-Nachweis bzw. ein ärztliches Zeugnis über die 
Kontraindikation vorzulegen, kann als letztes Mittel eine Kündigung in Betracht kom-
men. Hier dürfte der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit jedoch regelmäßig zunächst 
eine Abmahnung erfordern.  

Personen, die noch nicht in einer betroffenen Einrichtung oder in einem betroffenen Un-
ternehmen tätig sind, dies aber beabsichtigen, dürfen ab dem 16. März 2022 ohne Vor-
lage eines entsprechenden Nachweises nicht beschäftigt werden bzw. keine Tätigkeit in 
den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen aufnehmen. 

25.   Müssen Geldbußen verhängt werden? Wie hoch können die Geld-bußen sein? Können 

diese wiederholt verhängt werden? 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Ver-
folgungsbehörde (§ 47 OWiG).  

Die Leitung einer Einrichtung oder eines Unternehmens, die entgegen der gesetzlichen 
Verbote eine Person beschäftigt oder im Falle einer Benachrichtigungspflicht die Ge-
sundheitsämter nicht informiert sowie Personen, die trotz Nachweispflicht und Anforde-
rung des Gesundheitsamtes keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist erbrin-
gen, müssen mit einer Geldbuße bis zu 2.500 EUR rechnen. Die begangene Ordnungs-
widrigkeit muss vorwerfbar sein. Außerdem müssen die zuständigen Behörden dem 
Verhältnismäßigkeitsprinzip entsprechend bei unterschiedlichen Verstößen die Geld-
buße entsprechend unterschiedlich bestimmen. 

Eine wiederholte Verhängung der Geldbuße kommt in Frage, wenn eine bestands- oder 
rechtskräftige Entscheidung (siehe OLG Dresden NStZ-RR 97, 314) vorliegt oder ein neu 
gefasster (Unterlassungs-)Entschluss anzunehmen ist. 
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Neben oder alternativ zum Bußgeld (Ordnungswidrigkeitenrecht) kann auch ein 
Zwangsgeld (Verwaltungsvollstreckungsrecht) in Betracht kommen, wenn der voll-
streckbaren Pflicht, einen Nachweis vorzulegen, nicht nachgekommen wird. 

26.  Kann die Impfpflicht durch Zwang durchgesetzt werden? 

Eine Zwangsimpfung kommt in keinem Fall in Betracht. 
 

27.  Müssen die Kosten für die Schutzimpfung selbst getragen werden? 

 Alle Impfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die nach der Coronavirus-Impf-
verordnung durchgeführt werden, sind für Bürgerinnen und Bürger kostenlos. Das gilt 
auch für Auffrischungsimpfungen. 

28.  Wer haftet bei Impfschäden? 

Ein Impfschaden wird nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) definiert als die gesund-
heitliche und wirtschaftliche Folge einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion 
hinausgehenden gesundheitlichen Schädigung durch die Schutzimpfung. Der Anspruch 
auf eine Entschädigung wegen eines solchen Impfschadens ist in §§ 60 ff. IfSG geregelt. 
Die Vorschriften sehen eine umfassende Versorgung analog der Vorschriften des Bun-
desversorgungsgesetzes vor.  

Der Anspruch auf Versorgung setzt weder eine Rechtswidrigkeit noch ein Verschulden 
voraus, sondern beruht maßgeblich auf der Kausalität zwischen der empfohlenen Imp-
fung und deren Folgen. Dabei gelten Beweiserleichterungen für den Nachweis der Kau-
salität zur Anerkennung eines Gesundheitsschadens als Folge der über das übliche Aus-
maß einer Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen Schädigung (§ 61 IfSG). 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes wurde in § 60 IfSG 
klargestellt, dass für alle gesundheitlichen Schäden, die im Zusammenhang mit Schutz-
impfungen eingetreten sind, die auf Grundlage der Coronavirus-Impfverordnung seit 
27. Dezember 2020 vorgenommen wurden, bundeseinheitlich ein Anspruch auf Entschä-
digung besteht. Dieser Anspruch besteht unabhängig von den öffentlichen Empfehlun-
gen der Landesbehörden. Die Coronavirus-Impfverordnung stellt nunmehr in § 1 Absatz 
2 klar, dass die Verabreichung des Impfstoffs auch außerhalb der arzneimittelrechtlichen 
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Zulassung möglich ist, wenn sie nach dem Stand der Wissenschaft medizinisch vertret-
bar ist (insbesondere bei vorliegenden Empfehlungen der STIKO) oder im Rahmen nicht-
kommerzieller klinischer Studien erfolgt. 
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